














































































Merkblatt zur Feldesabgabeerklärung 

Der Inhaber einer Erlaubnis zur Aufsuchung zu gewerblichen Zwecken ist verpflichtet, jährlich 

eine Feldesabgabe zu entrichten (§ 30 Bundesberggesetz (BBergG)). 

Die Erhebung und Bezahlung der Feldesabgabe ist in § 1 der Niedersächsischen Verordnung über 

Feldes- und Förderabgabe (NFördAVO) geregelt. 

1. Abgabepflichtiger

Abgabepflichtig ist der Inhaber einer Erlaubnis. Hat der Erlaubnisinhaber andere 

Unternehmen an der Erlaubnis beteiligt (z. B. Konsortialverhältnisse), bleibt er zur Abgabe 

der Feldesabgabeerklärung und zur Entrichtung der Feldesabgabe verpflichtet. 

Hat das Oberbergamt die Erlaubnis für ein und dasselbe Feld mehreren Berechtigten erteilt, 

ist der federführende Erlaubnisinhaber zur Abgabe der Erklärung verpflichtet. Für die 

Entrichtung der Feldesabgabe haften die Erlaubnisinhaber als Gesamtschuldner. Die 

Zahlung der Feldesabgabe durch den federführenden Erlaubnisinhaber wirkt befreiend für 

die anderen Erlaubnisinhaber. 

2. Erhebungszeitraum und Berechnung der Feldesabgabe

Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr. Ist das Erlaubnisjahr nicht mit dem 

Erhebungszeitraum (Kalenderjahr) deckungsgleich, ist die Feldesabgabe auf die beiden 

Erhebungszeiträume, auf die sich das Erlaubnisjahr erstreckt, zeitanteilig aufzuteilen. 

Das Erlaubnisjahr beginnt mit Wirksamwerden der Erlaubnis (i. d. R. am dritten Tag nach 

der Aufgabe zur Post, § 41 Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz). 

Bei Verlängerung der Erlaubnis werden die Erlaubnisjahre fortgezählt (mit der 

Verlängerung beginnt also nicht wieder das erste Erlaubnisjahr). 

3. Höhe der Feldesabgabe

Die Höhe der Feldesabgabe für Erlaubnisse auf Erdöl und Erdgas richtet sich nach § 11 

Abs. 1 NFördAVO. In allen anderen Fällen ist die Feldesabgabe nach § 30 Abs. 3 BBergG 

zu entrichten. 



4. Größe des Erlaubnisfeldes

Die Größe des Erlaubnisfeldes in angefangenen km2 ergibt sich aus dem Erlaubnisbescheid 

(Bruttofläche). Für die Feldesabgabe ist jedoch die Fläche maßgebend, die sich nach Abzug 

der Flächen mit auf denselben Bodenschatz bezogenen Gewinnungsrechten (z. B. 

Bewilligungs-, Bergwerksfelder, Erdölaltvertragsflächen) ergibt (Nettofläche). Die Fläche 

eines erloschenen Bewilligungsfeldes wächst der Fläche des Erlaubnisfeldes an. Bei einer 

Änderung der Feldesgröße im Laufe eines Erlaubnisjahres ist die Feldesabgabe zeitanteilig 

entsprechend der unterschiedlichen Feldesgröße zu berechnen. 

5. Anrechnungsfähige Aufwendungen (§ 30 Abs. 3 BBergG)

Anrechnungsfähig sind nur Aufwendungen, die im jeweiligen Erlaubnisjahr für die 

Aufsuchung entstanden sind. 

Ist das Erlaubnisjahr nicht mit dem Erhebungszeitraum (Kalenderjahr) deckungsgleich, ist 

die Aufteilung der Aufwendungen entsprechend Nr. 2 vorzunehmen. 

Sind dem Abgabepflichtigen in einem Rumpfjahr noch keine Aufwendungen entstanden, 

kann die Frist zur Abgabe der Feldesabgabeerklärung verlängert werden, um dem 

Abgabepflichtigen die zeitanteilige Einbeziehung der im nachfolgenden Jahr bis zum Ende 

des Erlaubnisjahres entstandenen Aufwendungen zu ermöglichen (§ 1 Abs. 2 Satz 2 

NFördAVO).

Anrechnungsfähig sind Aufwendungen für Arbeiten, die mit geophysikalischen, 

geologischen, geochemischen oder lagerstättenkundlichen Techniken Aufsu-

chungserkenntnisse vermitteln. Zu den anrechnungsfähigen Kosten gehören auch die 

Kosten der Aufbereitung alter Daten für die rechnergestützte Verarbeitung sowie die 

Konvertierung digitaler Daten, jedoch nicht die Kosten der laufenden projektunabhängigen 

Datenpflege. Die Arbeiten können entweder vom Abgabepflichtigen selbst oder auf seine 

Kosten von Dritten durchgeführt werden. Voraussetzung für die Anrechenbarkeit ist, dass 

die Aufwendungen erlaubnisfeldbezogen für das jeweilige Erlaubnisjahr nachgewiesen 

werden. Erlaubnisfeldübergreifende Aufwendungen können anerkannt werden, soweit sie 

den einzelnen Erlaubnisfeldern zugeordnet werden können. Bei Arbeiten im eigenen Haus 

oder in verbundenen Unternehmen sind die Aufwendungen durch Time-Sheets und 

nachvollziehbare Kontierung nachzuweisen. 

Anrechnungsfähig sind Aufwendungen für folgende Aufsuchungsarbeiten: 



Erdöl- und Erdgasbergbau 

a) Geophysikalische/geochemische Aufnahme:

 Gewinnung, Sammlung und Kauf geologischer/geophysikalischer/geochemischer 

Daten (Feld-, Bohrlochseismik, Gravimetrie, Magnetik u. a.). 

b) Datenprozessing:

 Computergestützte Verarbeitung des gewonnenen Datenmaterials unter geologischen, 

geophysikalischen und mathematischen Grundvorgaben bis einschließlich der 

Erstellung von Tiefenlinienplänen oder vergleichbarer Darstellungen 

geologischer/geophysikalischer/geochemischer Parameter. 

c) Reprozessing/Spezialprozessing des gewonnenen Datenmaterials:

 Weiterführung und Wiederaufnahme des Prozessings mit anderen Methoden oder 

veränderten Zielsetzungen. 

d) Bohrungen:

 A 1 bis A 5 Bohrungen (Klassifikation der Erdöl- und Erdgasbohrungen in 

Deutschland ab 1981, gemeinsam erarbeitet vom Niedersächsischen Landesamt für 

Bodenforschung (NLfB), der Förderindustrie und den Bergbehörden). 

e) Stimulationsbehandlungen:

 Stimulationsbehandlungen incl. Anwendung innovativer Technologie mit dem Ziel, 

zunächst nicht förderbare zu förderbaren Lagerstätten zu machen. Aufwendungen für 

Wiederholungsbehandlungen zur Steigerung der Produktion können nicht anerkannt 

werden.

f) Sonstige Arbeiten:

 Geologische, geophysikalische, geochemische oder andere Ausarbeitungen, durch 

welche die Höffigkeit im Erlaubnisfeld bewertet werden soll (z. B. spezielle 

seismische und strukturelle Studien, lagerstättenkundliche Simulationen, seismisch-

lithologische Analysen, Beckenmodellierungen, gaschemische, sedimentologische, 

petrographische und petrophysikalische Untersuchungen). 

Die Entscheidung über die Anrechnung der Aufwendungen von Arbeiten gemäß f) erfolgt 

nach Stellungnahme des NLfB. 

Sonstige Bergbauzweige 

Außer den unter a) - e) angeführten Aufwendungen kommen insbesondere Aufwendungen 

für folgende Arbeiten in Betracht: 



Untertägige Untersuchungsbohrungen, Grubenbaue wie Stollen, Strecken, Querschläge, 

Schächte, die der Untersuchung des Aufsuchungsfeldes dienen. 

6. Nachweis der Aufwendungen

Die Aufwendungen im jeweiligen Erlaubnisjahr sind in der Anlage zur 

Feldesabgabeerklärung geltend zu machen. 

Clausthal-Zellerfeld, 22. August 2000 

gez.

Anlage zu Ziffer 5 f) des Merkblattes zur Feldesabgabeerklärung

Im Sinne einer einheitlichen transparenten Verwaltungspraxis wird nach Beteiligung des 

Wirtschaftsverbandes Erdöl- und Erdgasgewinnung e. V. sowie des Niedersächsischen 

Landesamtes für Bodenforschung für die Anerkennung der Anrechnungsfähigkeit gemäß § 30 

Abs. 3 BBergG für „Sonstige Aufsuchungsarbeiten“ (Ausarbeitung, Studien) gemäß Ziffer 5 f) 

des Merkblattes folgende Verfahrensweise festgelegt: 

1. Textlich einschlägige Ausarbeitungen (auch hausinterne oder konsortiumsinterne Studien) 

können nur als Bestandteil eines genehmigten Arbeitsprogrammes als anrechnungsfähig 

anerkannt werden. 

2. Dazu ist dem Oberbergamt ein entsprechender Antrag mit einer ausführlichen Beschreibung 

des Inhaltes und des Umfanges der vorgesehenen Studie vorzulegen. 

3. Das Oberbergamt gibt dem Antragsteller ggf. nach Rücksprache mit dem Niedersächsischen 

Landesamt für Bodenforschung einen schriftlichen Bescheid über die Anerkennung der 

Anrechnungsfähigkeit der vorgesehenen Studie. Das NLfB erhält zur Unterrichtung eine 

Abschrift des Bescheides. 



4. Der Antragsteller übersendet die Studie dem Oberbergamt unter Bezug auf den 

Anerkennungsbescheid nach Ziffer 3. Im Übersendungsschreiben ist zur Vermeidung von 

Missverständnissen die gleiche Bezeichnung der Studie wie im Antrag nach Ziffer 2 zu 

verwenden. Es ist anzugeben, ob dem NLfB eine Ausfertigung der Studie unmittelbar 

übersandt wurde. 

5. Das NLfB teilt dem Oberbergamt schriftlich mit, ob die vorgelegte Studie dem anerkannten 

Programm gemäß erstellt wurde und ob die Qualitätskriterien der Ziffer 5 f) des Merkblattes 

erfüllt sind. 

6. Sollte das nicht der Fall sein, erhält der Antragsteller einen entsprechenden Bescheid des 

Oberbergamtes. 

Clausthal-Zellerfeld, 22. August 2000 

gez.







 
 
  
 

1 

Merkblatt zur Erhebung von geophysikalischen und geologischen 
Daten aus Kohlenwasserstoff-Erlaubnis- und Bewilligungsfeldern 

Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG) 
Stilleweg 2, 30655 Hannover 

Landesamt für Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume des Landes Schleswig-
Holstein, Geologischer Dienst (LLUR) 

Hamburger Chaussee 25, 24220 Flintbek 

Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt, Geologisches Landesamt Hamburg (BSU) 
Billstraße 84, 20539 Hamburg  

Geologischer Dienst für Bremen (GDfB) 
Leobener Straße, 28359 Bremen 

 

Stand: Januar 2009 

1. Einleitung 2 
2. Berichterstattung 2
3. Wissenschaftlich-technische Studien 2 
4. Berichterstattung über flächenhafte Aufsuchungsarbeiten 3 
  4.1 Seismik 3 
  4.2 Gravimetrie und Magnetik 3 
  4.3 Geochemische und sonstige Feldmessungen 3 
5. Berichterstattung über Bohrungen 3 
  5.1 Physikalische Bohrlochmessungen (Bohrlogs) 4 
  5.2 Produktionstestmessungen 4 
  5.3 Messungen am Bohrmaterial 4 
   5.31 Petrophysikalische Messungen 4 
   5.32 Gas- und Fluidanalysen 4 
  5.33 Untersuchungen zum Muttergesteinspotential und -Reifegrad 4 
  5.4 Materialproben aus Bohrlöchern 4 
6. Endberichterstattung bei Rückgabe, Erlöschen oder Wechsel des Inhabers  

einer Erlaubnis/Bewilligung 5 
 
 



 
 
  
 

2 

1. Einleitung 

Bei Aufsuchung und Gewinnung von Kohlenwasserstoffen (E&P-Aktivitäten) schreibt das Bun-
desberggesetz (BBergG), eine Berichterstattung und Datenablieferung an die zuständige 
Bergbehörde vor. Das Gesetz über die Durchforschung des Reichsgebietes nach nutzbaren 
Lagerstätten (LagerstG) fordert eine ähnliche Berichterstattung und Datenabgabe an die zu-
ständige geologische Landesanstalt, im Folgenden Geologischer Dienst genannt. 

Dieses Merkblatt dient einer Vereinheitlichung und Konkretisierung der durch die beiden Ge-
setze vorgeschriebenen Berichterstattung/Datenablieferung. Die Berichtspflichtigen haben ihre 
Pflicht erfüllt, wenn sie nach Punkt 2 dieses Merkblattes Bericht erstattet bzw. Daten abgelie-
fert haben. Nicht berücksichtigt ist hier die routinemäßige Berichterstattung an das LBEG über 
die Erdöl-Erdgas-Produktion und -Reserven und über Feldeskenndaten sowie die laufende 
betriebsplanmäßig geregelte Berichterstattung an das LBEG. 

Dieses Merkblatt schränkt in keiner Weise die Rechte und Befugnisse der Bergbehörde nach 
dem Bundesberggesetz und des Geologischen Dienstes nach dem Lagerstättengesetz ein, 
insbesondere das Recht, weitere Daten und umfassende Informationen anzufordern. Bei tech-
nologischen Weiterentwicklungen und in besonderen Bedarfsfällen wird dieses Merkblatt aktu-
alisiert. 

2. Berichterstattung 

Die abzuliefernden Daten, Berichte und Studien betreffen E&P-Aktivitäten im Zuständigkeits-
bereich der oben genannten Behörden. Die Daten stammen aus Feld-, Bohrloch- und Labor-
messungen oder sind Ergebnis einer Datenbearbeitung nach Standardverfahren der Erdgas-
Erdöl-Industrie. 

Die Ablieferung erfolgt ohne Aufforderung durch die federführende Gesellschaft routinemäßig 
innerhalb von drei Monaten nach Vorliegen der Abschluss-Daten. Abzuliefern sind: 

Für Aktivitäten in Niedersachsen, Bremen, Hamburg, Schleswig-Holstein, Nordsee und schles-
wig-holsteinischen Teil der Ostsee an das LBEG: 

 Berichte gemäß den Punkten 3 bis 6. 

Für Aktivitäten in der Freien Hansestadt Bremen an GDfB, 
für Aktivitäten in der Freien und Hansestadt Hamburg an BSU, GLA-Hamburg, 
für Aktivitäten in Schleswig-Holstein und den schleswig-holsteinischen Teil der Nordsee und 
Ostsee an LLUR:  

 Daten gemäß den Punkten 3 bis 6 ohne digitale Messwertdaten der Seismik (SPS, UKO-
OA, SEG-Y).

So lange nichts anderes vereinbart ist, sind die abgelieferten Daten nur für den Dienst-
gebrauch bestimmt. 

3. Wissenschaftlich-technische Studien 

Auf die Feldesabgabe anzurechnende geologische, geophysikalische, geochemische oder 
andere Studien und Ausarbeitungen zur Bewertung der Höffigkeit im Erlaubnisfeld sind abliefe-
rungspflichtig. 
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4. Berichterstattung über flächenhafte Aufsuchungsarbeiten 

Ablieferungspflichtig sind Berichte und Daten zu geophysikalischen, geologischen, geochemi-
schen und sonstigen Felderkundungsarbeiten zur Untersuchung des tieferen Untergrundes.

4.1 Seismik 
Ablieferungspflichtig sind zeitnah nach Akquisition und dem anschließenden Dataprocessing 
digitale Poststackdaten im SEGY-Format. Die Prestack-Daten inkl. Geometrie sind nur auf 
Anforderung zu liefern. 
 
Die Berichterstattung (Datenakquisition und Dataprocessing) kann gemischt analog-digital 
erfolgen. Die zu den Berichten gehörenden Lagepläne, seismische Sektionen (alle 2D- und 
ausgewählte 3D-Linien im Abstand von 2 km in beiden Richtungen) und andere Anlagen kön-
nen digital als Plotdateien (Dateiformat nach Absprache) übermittelt werden. 
 
2D- und 3D-Seismik (Land- und marine Seismik): 
 Messpunktdaten im SPS o.ä. Format, 
 Koordinaten der CMP-Punkte bei 2D, bzw. Koordinaten der Eckpunkte der processten 3D-

Fläche (Polygon) im UKOOA-Format, 
 Berichte über Feldmessungen und Datenprocessing (inkl. der Sektionen, ggf. Grafikdatei-

en), 
 migrierte Profile im SEGY-Format (2D), bzw. migriertes 3D-Volumen im SEGY-Format 

(Workstation Version), 
 verwendete Stapelgeschwindigkeiten, 
 verwendete gesamtstatische Korrekturen. 

4.2 Gravimetrie und Magnetik 
Abgeliefert werden ein Bericht über Feldmessung und Datenbearbeitung mit Lageplan, Kontur-
linienplan der gemessenen physikalischen Größe sowie Messdaten in digitaler, tabellarischer 
Form. 

4.3 Geochemische und sonstige Feldmessungen 
Abgeliefert wird ein Bericht über Feldmessung, Messmethode und Datenbearbeitung mit La-
geplan und mit den gewonnenen Messdaten in digitaler, tabellarischer Form. 

5. Berichterstattung über Bohrungen 

Bei allen Bohrungen ist der Bohrungsoperator gegenüber dem Geologischen Dienst verpflich-
tet: 

 Die Bohrung zwei Wochen vor Bohrbeginn anzumelden, 
 sofern nicht anders abgesprochen während des Bohrvorgangs einen monatlichen Bohrbe-

richt mit Stand zum Monatsletzten und einen vierwöchigen Geologischen Bericht in digita-
ler Form zuzusenden, 

 in einer angemessenen Zeit nach Erreichen der Endteufe (ca. drei Monate nach Ergebnis-
feststellung) bohrlochweise Schichtenverzeichnisse in digitaler Form zu übersenden. 

Inhalt und Form der monatlichen Geologischen Berichte und des Schichtenverzeichnisses 
richten sich nach dem Standard des Erdölgeologischen Austausches (ATS-Standard). Be-
richtsmuster und ein Erfassungsprogramm sind beim Geologischen Dienst erhältlich. 
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5.1 Physikalische Bohrlochmessungen (Bohrlogs) 
Aus praktischen Gründen wird gegenwärtig auf technische Logs (CCL, CBL etc.) verzichtet. 
Zweifelsfälle sind durch Rücksprache zu klären. Nachstehende Bohrlochmessungen sind zeit-
nah als Rohdaten (DLIS-Format, etc.) und Grafikdateien (PDS- oder META-Format, etc.) zu 
übersenden: 

 MWD/LWD-Logs, 
 Open Hole Logs,  
 Cased Hole Logs. 

Eine routinemäßige Ablieferung analoger Logdaten ist für Bohrungen mit Bohrbeginn ab dem 
1.1.2007 nicht mehr erforderlich. 

Nachträglich digitalisierte Logdaten älterer Bohrungen werden in digitaler Form zur Verfügung 
gestellt, sofern die Digitalisierungskosten auf die Feldesabgabe angerechnet werden. 

Bohrloch-Abweichdaten werden digital im ATS-Standard an den Geologischen Dienst übermit-
telt.  

Geophonversenkmessungen und VSPs werden digital und analog an den Geologischen 
Dienst übermittelt. Umfang und Format richten sich ebenfalls nach dem ATS-Standard, dessen 
Beschreibung beim Geologischen Dienst erhältlich ist.  

5.2 Produktionstestmessungen 
Grunddaten der durchgeführten Produktionstests werden im Schichtenverzeichnis spezifiziert. 
Für nützliche Zusatzinformationen sollten dort Kommentarzeilen verwendet werden. 

5.3 Messungen am Bohrmaterial 

5.31 Petrophysikalische Messungen 
Summarische Ergebnisse der Kernmessungen (Porosität und Permeabilität) werden in den 
entsprechenden Teilen des Schichtenverzeichnisses digital aufgeführt. Zusätzliche Ergebnisse 
von Untersuchungen an Kernmaterial werden berichtet. 

5.32 Gas- und Fluidanalysen 
Ergebnisse der Analysen an Fluiden und Gasen aus dem Bohrloch werden in den dafür vorge-
sehenen Teilen des abzuliefernden Schichtenverzeichnisses einer Bohrung digital berichtet. 
Zusätzliche Untersuchungen an Gasen und Fluiden werden berichtet. 

5.33 Untersuchungen zum Muttergesteinspotential und -Reifegrad 
Ergebnisse von Reifegradbestimmungen und von Untersuchungen zu Menge und Zusammen-
setzung des organischen Materials (TOM, TOC, Pyrolyse, etc.) werden in Berichtsform und in 
analogen und ggf. digitalen Tabellen berichtet. 

5.4 Materialproben aus Bohrlöchern 
Der Bohrungsoperator / Auftraggeber ist verpflichtet, Materialproben aus Bohrlöchern fachge-
recht der Erdöl-/Erdgasindustrie aufzubewahren und auf Verlangen, Einsicht in dieses Pro-
benmaterial zu gewähren. 

Die Beendigung der Aufbewahrung von Materialproben und von Kernmaterial bedarf einer 
Zustimmung der zuständigen Behörde. 
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6. Endberichterstattung bei Rückgabe, Erlöschen oder Wechsel des Inhabers einer  
Erlaubnis/Bewilligung

Auf Verlangen der zuständigen Behörde ist der Erlaubnisinhaber verpflichtet, für den Zeitraum 
seiner Tätigkeit innerhalb von sechs Monaten nach dem Ablauftermin einer Erlaubnis oder 
Bewilligung, bzw. nach Wechsel des Erlaubnisinhabers, einen Endbericht abzuliefern. Dieser 
Bericht kann Bezug auf die früher abgelieferten Berichte und Daten nehmen, muss aber die 
wichtigsten Ergebnisse aller geophysikalischen, geochemischen und geologischen Untersu-
chungen sowie aller Bohrungen beinhalten. Er sollte sich nach dem folgenden Schema richten: 

 Einleitung und allgemeine Informationen zu der Erlaubnis/Bewilligung, 
 zusammenfassende Darstellung der Explorations- und Produktionsaktivitäten, 
 Darstellung der geologischen Situation, der Stratigraphie und der Bohrungsergebnisse, 
 strukturelle Interpretation des Gebietes, 
 Beschreibung der KW-Strukturen, 
 Zusammenfassung und Folgerungen, 
 Lagepläne der bergrechtlichen (Teil-) Gebiete, der 2D-/3D-Seismik, der Bohrungen und 

weiterer geowissenschaftlichen Aktivitäten 
 Tabellarische Übersichten der 2D-/3D-Seismik, der Bohrungen und weiterer geowissen-

schaftlichen Aktivitäten/Messungen, 
 Seismische Zeit- und/oder Tiefenpläne der Haupthorizonte, 
 einige repräsentative seismische Profile mit Interpretation, 
 ggf. Karten zu Reservoir-Geologie, Geochemie oder Strukturgeologie, 
 nur bei Rückgabe/Erlöschen einer Bewilligung: eine zusammenfassende Erdöl- und Erd-

gas-Produktionsgeschichte und -statistik. 
 
 
Bei Bedarf wird dieses Merkblatt ergänzt und dem Stand der Technik bzw. den gesetzlichen 
Vorgaben angepasst. 
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politischer Gremien zu dieser Thematik liegen inzwischen vor (s. u. a. Beschluss des Haupt-
ausschusses des Deutschen Städtetages am 20.06.2012 in Kassel zur „Umweltverträglich-
keit bei der Förderung von unkonventionellem Erdgas (Fracking-Technologie)“ sowie der 78. 
Umweltministerkonferenz am 22.06.2012 in Schleswig, Top 42 „Umweltauswirkungen von 
Fracking bei der Aufsuchung und Gewinnung von Erdgas aus unkonventionellen Lagerstät-
ten“), wonach keine Genehmigungen für Förder- und Erkundungstechnologien erteilt werden 
sollen, von denen eine Gefährdung von Mensch und Natur ausgehen könnten.   
    
Dies vorausgeschickt, macht die BSU entsprechend § 11 Nr. 10 BBergG erhebliche Beden-
ken gegen eine Aufsuchung in diesem Feld geltend, auch wenn der hier vorgelegte Antrag 
noch keine tatsächlichen Aufsuchungshandlungen im Erlaubnisfeld Vierlande beinhaltet. 
Insbesondere aus wasserwirtschaftlicher Sicht und aus Sicht des Naturschutzes 
schließen überwiegende öffentliche Interessen nach Auffassung der BSU eine Aufsu-
chung aus. 
 
 
Wasserwirtschaftliche Belange 
Das Erlaubnisfeld Vierlande erstreckt sich weiträumig über den süd- bis südöstlichen Teil 
des hamburgischen Staatsgebietes. Es überschneidet sich großflächig mit Trinkwasserge-
winnungsgebieten der Hamburger Wasserwerke Curslack, Bergedorf, Lohbrügge im Ham-
burger Südosten und Bostelbek im Hamburger Süden bis Südwesten. Die Wasserwerke be-
sitzen Wasserrechte für eine Jahresförderung von insgesamt fast 25 Mio. m³ und tragen da-
mit im erheblichen Maße zur Trinkwasserversorgung Hamburgs bei. Das qualitativ hochwer-
tige Trinkwasser wird sowohl aus den oberflächennahen quartären Grundwasserleitern als 
auch aus den tertiären Tiefengrundwasserleitern (Obere und Untere Braunkohlensande) 
gewonnen. Für Trinkwassereinzugsgebiete in den oberflächennahen Grundwasserleitern ist 
jeweils bis in 2 km Entfernung zu den Fassungsanlagen ein Wasserschutzgebiet ausgewie-
sen worden. Für die tieferen Grundwasserleiter wurde bislang auf die Ausweisung von Was-
serschutzgebieten verzichtet. 
 
Es besteht die Besorgnis, dass bei zukünftigen Explorationstätigkeiten und der anschließen-
den Förderung von Kohlenwasserstoffen der Schutz der für die Trinkwassergewinnung ge-
nutzten Grundwasservorkommen nicht dauerhaft gewährleistet werden kann. Insbesondere 
wird hier auf die möglichen Umweltrisiken hingewiesen, die im Zusammenhang mit der Auf-
suchung und Gewinnung von Erdgas aus unkonventionellen Lagerstätten stehen. 
  
Da Hamburg den Ausfall von Teilen seiner Trinkwassergewinnung aufgrund fehlender Alter-
nativen nicht oder nur im geringen Umfang kompensieren könnte, würde eine Beeinträchti-
gung der Trinkwassergewinnung durch bergbauliche Maßnahmen zwangsläufig zu Ein-
schränkungen bei der Versorgung der Bevölkerung mit einwandfreiem Trinkwasser führen. 
Insbesondere sieht die BSU die überwiegenden öffentlichen Interessen gemäß § 11 Nr. 10 
BBergG, in diesem Fall die besondere Schutzbedürftigkeit des Grundwassers in Trinkwas-
sergewinnungsgebieten und die Sicherstellung der Trinkwasserversorgung, durch die Aufsu-
chung betroffen und lehnt daher den Antrag ab. 
 
Es ist zudem darauf hinzuweisen, dass die unterirdischen Einzugsgebiete der genannten 
Wasserwerke sich auf den Staatsgebieten von Niedersachsen und Schleswig-Holstein fort-
setzen und auch dort dem Schutz der Trinkwassergewinnung Vorrang vor bergrechtlichen 
Maßnahmen zur Erkundung und Gewinnung von Kohlenwasserstoffen einzuräumen ist. 
 
Dem vorliegenden Antrag ist zudem zu entnehmen, dass geplant ist, Aufsuchungserlaubnis-
se für die Felder  zu beantragen. Es wird vor-
sorglich darauf hingewiesen, dass sich auch in diesen Feldern Trinkwassergewinnungsge-
biete befinden können, die zur Trinkwasserversorgung Hamburgs genutzt werden. Sollte 
dies der Fall sein, ist auch in diesen Gebieten der gesicherten Trinkwassergewinnung Vor-
rang vor bergrechtlichen Maßnahmen einzuräumen.   
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Naturschutz-Belange 
Der Aufsuchungsantrag betrifft in seinem Untersuchungsraum mehrere ökologisch sensible 
Naturschutzgebiete, insbesondere Kirchwerder Wiesen, Die Reit, Borghorster Elblandschaft, 
Zollenspieker, Kiebitzbrack und Auenlandschaft Norderelbe. Diese Flächen sind gleichzeitig 
auch als Natura 2000-Gebiete der Europäischen Union gemeldet worden. Darüber hinaus 
überschneidet sich das Erlaubnisfeld Vierlande mit mehreren Landschaftsschutzgebieten. 
  
Der für tatsächliche Aufsuchungshandlungen bzw. ggf. eine spätere Gewinnung erforderliche 
Einsatz von schwerem Gerät ist in Naturschutzgebieten nicht ohne erhebliche Beeinträchti-
gungen der geschützten Naturgüter möglich. Darüber hinaus können insbesondere mit ei-
nem Einsatz von Frack-Technologien Risiken und Umweltbeeinträchtigungen verbunden 
sein, die mit den Belangen des Naturschutzes nicht vereinbar sind. Für den Einsatz entspre-
chender Förder- und Erkundungstechnologien in Naturschutzgebieten können daher Befrei-
ungen von den Naturschutzgebietsverordnungen nicht in Aussicht gestellt werden. 
 
 
Weitere Aspekte 
Neben den wasserwirtschaftlichen und naturschutzfachlichen Belangen, die einer Aufsu-
chung entgegenstehen, ist weiterhin zu beachten, dass das Erlaubnisfeld Vierlande ansons-
ten teilweise sehr dicht bebautes urbanes Siedlungsgebiet umfasst, so u.a. Teile von Ham-
burg-Bergedorf, Allermöhe, Teile von Wilhelmsburg sowie nahezu das gesamte Siedlungs-
kerngebiet von Hamburg-Harburg einschließlich vorhandener Industrie- und Gewerbeansied-
lungen und wichtiger Verkehrsflächen. Etwaige tatsächliche Aufsuchungs- und ggf. Gewin-
nungshandlungen sind in einem solchen urbanen Umfeld nicht nur kaum vorstellbar, sondern 
wären in jedem Fall mit besonderen Sicherheits-, Lärmschutz- und sonstigen Maßnahmen zu 
belegen, die etwaige Risiken für die ansässige Bevölkerung, Industrie und Gewerbe sowie 
sonstige städtische Infrastruktur ausschließt. Gewachsene, die Region in charakteristischer 
Weise prägende Siedlungsstrukturen, wie sie insbesondere die hamburgischen Vier- und 
Marschlande auszeichnen, sind nicht vereinbar mit der für eine tatsächliche Aufsuchungs- 
und ggf. Gewinnungstätigkeit erforderlichen Infrastruktur.     
 
Im Übrigen wird nahezu das gesamte Erlaubnisfeld Vierlande entsprechend der Richtlinie 
2007/60/EG des Europäischen Parlamentes und des Rates über die Bewertung und das 
Management von Hochwasserrisiken vom 23. Oktober 2007 (Hochwasserrisikomanagement-
Richtlinie) nach den Planungen der Freien und Hansestadt Hamburg zur Umsetzung dieser 
Richtlinie in einem Hochwasserrisikogebiet liegen. Für betriebliche Einrichtungen in solchen 
Gebieten werden u.a. Maßnahmen zur Bau- und Risikovorsorge zu treffen sein.      
 
Aus energiepolitischer Sicht kann zwar angeführt werden, dass gerade Erdgas unter den 
fossilen Energieträgern besonders flexibel und breit einsetzbar ist, sodass diesem Energie-
träger als Ergänzung zu den erneuerbaren Energieträgern im Rahmen der Energiewende 
eine besondere Rolle zukommen kann, jedoch im Hamburger Raum etwaigen tiefengeo-
thermischen Nutzungen des tiefen Untergrundes im Hinblick auf die klimapolitischen Zielstel-
lungen des Hamburger Senates in der Abwägung ein Vorrang eingeräumt werden würde.    
 
 
 
Fazit 
 
Insbesondere aus wasserwirtschaftlichen und naturschutzfachlichen Überlegungen 
ist die BSU der Auffassung, dass, obwohl der hier vorgelegte Antrag noch keine tat-
sächlichen Aufsuchungshandlungen umfasst, überwiegende öffentliche Interessen 
gemäß § 11 Nr. 10 BBergG die beantragte Aufsuchung von Kohlenwasserstoffen im 
Erlaubnisfeld Vierlande ausschließen. Sollte dennoch seitens der verfahrensführenden 
Bergbehörde ein positiver Bescheid ergehen, ist eindeutig sicherzustellen, dass daraus nicht 
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abgeleitet werden kann, dass ggf. später folgende Betriebsplanverfahren erfolgreich sein 
werden. Die BSU weist weiterhin vorsorglich darauf hin, dass sie eine Umweltverträglich-
keitsprüfung in direkter Anwendung der einschlägigen EU-Richtlinie für erforderlich hält.  
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